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Sitzungsprotokoll  
 
 
über die am Montag, den 07.07.2025 um 19.00 Uhr im Rathaus, Wiener Straße  7, 
Ratssaal, stattgefundene öffentliche 
 
 

Sitzung des Gemeinderates 
 
 
Anwesend:  
Bgm. Herbert Pfeffer, Vbgm. Thomas Woisetschläger 
 
StR. Christoph Grünstäudl, StR. Mag. Andreas Rauscher, MA, StR. Admir Mehmedovic,  
StR. in Mag.a(FH) Tanja Warlich, StR.in Ing.in Veronika Haas, StR. Georg Kaiser, StR. 
Wolfgang Freißmuth 
 
GR.in  Christa Kernstock, GR.in Ida Stangl, GR. Alexander Mucha, GR. David Brandl, 
GR.in Behide Deskaj, GR. Peter Heneis, GR. Walter Dedek, GR. Roman Poindl,  
GR. René Bernard, GR.in Elisabeth Nadlinger, GR.in Sabine Strohdorfer,  
GR. Benjamin Pipp, GR. Andreas Schöller, GR. Markus Wallnberger, 
GR. Marcel Czech, GR. Rudolf Hofmann, GR. Kurt Puchinger, GR.in  Daniela Reisner, 
GR. Arnolf Reinwald,  
 
Entschuldigt: 
GR. Abg. z. NR Süleyman Zorba  
 
Weiters anwesend: 
StaDir. Bittner-Schiesser, Fr. Kaiser  
 
 
Bgm. Pfeffer eröffnet die Sitzung, übernimmt den Vorsitz, stellt die Beschlussfähigkeit fest 
und gibt bekannt, dass die Sitzung ordnungsgemäß mittels Kurrende vom 02.07.2025 
unter Bekanntgabe der Tagesordnung geladen wurde und an der Amtstafel kundgemacht 
war. 
 
 
Bgm. Pfeffer hält weiters fest, dass folgende 3 Dringlichkeitsanträge vorliegen.  
 
Dringlichkeitsantrag 1) Beratung und Beschluss betreffend Grundangelegenheiten 
Mitterndorf 
 
Über Antrag von StR. Grünstäudl wird dieser Dringlichkeitsantrag einstimmig in die 
Tagesordnung aufgenommen. Dieser Punkt wird als Tagesordnungspunkt 13a) im 
öffentlichen Teil der Sitzung behandelt. 
 



 

 

 
Dringlichkeitsantrag 2) Grundsatzbeschluss für den Baumschutz in der 
Stadtgemeinde (Verordnung entsprechend dem § 15 des NÖ. Naturschutzgesetzes) 
 
Über Antrag von StR. Ing. Haas wird dieser Dringlichkeitsantrag mit 27 Stimmen SPÖ-
Klub (ohne StR. Mag. Warlich), VP-Klub, fBT, P3133 und einer ablehnender Stimme 
(Stimmenthaltung StR. Mag. Warlich) in die Tagesordnung aufgenommen. Dieser Punkt 
wird als Tagesordnungspunkt 18a) im öffentlichen Teil der Sitzung behandelt. 
 
 
Dringlichkeitsantrag 3) Der Gemeinderat möge zum 
Haushaltskonsolidierungskonzept Änderungen beschließen 
 
Über Antrag von GR. Reinwald wird dieser Dringlichkeitsantrag mit 13 Stimmen VP-Klub, 
FPÖ-Klub, fBT, P3133 und 15 ablehnenden Stimmen (Gegenstimmen SPÖ-Klub) nicht 
auf die Tagesordnung genommen. 
 
Alle drei Dringlichkeitsanträge sind als Kopie dem Protokoll angeschlossen. 
 

 
Tagesordnung: 
 
 
1. Sitzungsprotokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 26.05.2025 
 
Bgm. Pfeffer teilt mit, dass schriftliche Einwendungen seitens Herrn GR. Reinwald und 
GR. Hofmann erhoben wurden bzw. vorliegen. Die Einwendungen werden dem 
Gemeinderat zur Kenntnis gebracht und es wird darüber abgestimmt. Anschließend wird 
das Protokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 26.05.2025 als Ganzes zur 
Abstimmung gebracht. 
 
Den Einwendungen von GR. Reinwald und GR. Hofmann werden mit 2 Stimmen (fBT, 
P3133) und 26 ablehnenden Stimmen (17 Gegenstimmen SPÖ-Klub, GR Puchinger, StR 
Freißmuth; und 9 Stimmenthaltungen VP-Klub, GR Reisner) nicht Rechnung getragen. 
 
Das vorliegende Sitzungsprotokoll wird mit 26 Stimmen (SPÖ-Klub, VP-Klub, FPÖ-Klub) 
und 2 ablehnende Stimmen (fBT, P3133) genehmigt. 
 
 
2. Beratung und Beschluss betreffend Wasserabgabenordnung 
 
Vbgm. Woisetschläger teilt mit: 
 
Die Wasserabgabenordnung wird wie nachstehend angeführt neu erlassen und soll mit 
01.10.2025 in Kraft treten: 
 

 

Wasserabgabenordnung 
nach dem NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978 

 
 
für die öffentliche Gemeindewasserleitung der Stadtgemeinde Traismauer: 



 

 

 
§ 1 

 
In der Stadtgemeinde Traismauer werden folgende Wasserversorgungsabgaben und 
Wassergebühren erhoben: 
 
a) Wasseranschlussabgaben 
b) Ergänzungsabgaben 
c) Sonderabgaben 
d) Wasserbezugsgebühren 
e) Bereitstellungsgebühren 
 
 

§ 2 
Wasseranschlussabgabe 

 
(1) Der Einheitssatz zur Berechnung der Wasseranschlussabgabe für den Anschluss an 
die öffentliche Gemeindewasserleitung wird gemäß § 6 Abs. 5 des 
NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 mit € 10,70 festgesetzt.  
 
(2) Gemäß § 6 Abs. 5 und 6 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 wird für die 
Ermittlung des Einheitssatzes eine Baukostensumme von € 5.247.919 und eine 
Gesamtlänge des Rohrnetzes von 22.280 lfm zu Grunde gelegt. 
 
 

§ 3 
Vorauszahlungen 

 
Der Prozentsatz für die Vorauszahlungen beträgt gemäß § 6a des NÖ 
Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 80 % jenes Betrages, der unter Zugrundelegung 
des in § 2 festgesetzten Einheitssatzes als Wasseranschlussabgabe zu entrichten ist. 
 
 
 

§ 4 
Ergänzungsabgabe 

 
Bei Änderung der Berechnungsfläche für eine angeschlossene Liegenschaft wird eine 
Ergänzungsabgabe auf Grund der Bestimmungen des § 7 des 
NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. 
 
 

§ 5 
Sonderabgabe 

 
(1) Eine Sonderabgabe gemäß § 8 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 ist zu 
entrichten, wenn wegen der Zweckbestimmung der auf der anzuschließenden 
Liegenschaft errichteten Baulichkeit ein über den ortsüblichen Durchschnitt 
hinausgehender Wasserverbrauch zu erwarten ist und die Gemeindewasserleitung aus 
diesem Grunde besonders ausgestaltet werden muss. 
 
(2) Eine Sonderabgabe ist aber auch dann zu entrichten, wenn die auf einer an die 
Gemeindewasserleitung angeschlossenen Liegenschaft bestehenden Baulichkeiten durch 



 

 

Neu-, Zu- oder Umbau so geändert werden, dass die im Abs. 1 angeführten 
Voraussetzungen zutreffen. 
(3) Die Sonderabgabe darf den durch die besondere Inanspruchnahme erhöhten 
Bauaufwand nicht übersteigen. 
 
 

§ 6 
Bereitstellungsgebühren 

 
(1) Der Bereitstellungsbetrag wird mit € 25,00 pro m³/h festgesetzt. 

 
(2) Die Bereitstellungsgebühr ist das Produkt der Verrechnungsgröße des Wasserzählers 

(in m³/h) multipliziert mit dem Bereitstellungsbetrag. Daher beträgt die jährliche 
Bereitstellungsgebühr: 

 

Verrechnungsgröße in 
m³/h 

Bereitstellungsbetrag in 
€ pro m³/h 

Bereitstellungsgebühr in € 
 

3 25,00 75,00 

4 25,00 100,00 

7 25,00 175,00 

12 25,00 300,00 

16 25,00 400,00 

17 25,00 425,00 

25 25,00 625,00 

35 25,00 875,00 

45 25,00 1.125,00 

 
 

§ 7 
Grundgebühr zur Berechnung der Wasserbezugsgebühr 

 
Die Grundgebühr gemäß § 10 Abs. 5 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 
wird für 1 m³ Wasser mit € 1,70 festgesetzt. 
 

§ 8 
Ablesungszeitraum 

Entrichtung der Wasserbezugsgebühr 
und der Bereitstellungsgebühr 

 
(1) Die Wasserbezugsgebühr wird auf Grund einer einmaligen Ablesung im Kalenderjahr 
gemäß § 11 Abs. 1 und 2 des NÖ Gemeindewasserleitungsgesetzes 1978 berechnet. Der 
Ablesungszeitraum beträgt daher zwölf Monate. Er beginnt jeweils am 01.10. und endet 
mit 30.09. des darauffolgenden Jahres.  
 
(2) Für die Bezahlung der so berechneten Wasserbezugsgebühr werden vier 
Teilzahlungszeiträume wie folgt festgelegt: 
 
1.  von 01.10. bis 31.12. 
2.  von 01.01. bis 31.03. 
3.  von 01.04. bis 30.06. 
4.  von 01.07. bis 30.09. 
 



 

 

Die auf Grund der einmaligen Ablesung festgesetzte Wasserbezugsgebühr wird auf die 
Teilzahlungszeiträume zu gleichen Teilen aufgeteilt. Die einzelnen Teilbeträge sind jeweils 
am 15.11., 15.02., 15.05. und 15.08. fällig. Die Abrechnung der festgesetzten 
Teilzahlungen mit der auf Grund der Ablesung errechneten Wasserbezugsgebühr erfolgt 
im ersten Teilzahlungsraum jedes Ablesezeitraumes und werden die Teilbeträge für die 
folgenden Teilzahlungsräume neu festgesetzt. 
 
(3) Die jährliche Bereitstellungsgebühr ist in gleichen Teilbeträgen gleichzeitig mit den 
Teilzahlungen für die Wasserbezugsgebühr zu entrichten. 
 
 

§ 9 
Umsatzsteuer 

 
Zusätzlich zu sämtlichen Abgaben und Gebühren nach dieser Wasserabgabenordnung 
gelangt die gesetzliche Umsatzsteuer aufgrund des Umsatzsteuergesetzes 1994, in der 
jeweils geltenden Fassung, zur Verrechnung. 
 
 

§ 10 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 
Diese Wasserabgabenordnung tritt mit 01.10.2025 in Kraft. 
Auf Abgabentatbestände, die vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung verwirklicht wurden, 
ist der bisher geltende Abgabensatz anzuwenden.  
 
An der Diskussion beteiligen sich StR. Ing. Haas, StR. Grünstäudl, GR. Reinwald, GR. 
Hofmann, Vbgm. Woisetschläger. 
 
Über Antrag von Vbgm. Woisetschläger beschließt der Gemeinderat mit 16 Stimmen 
(SPÖ-Klub, P3133) und 12 ablehnenden Stimmen (VP-Klub, FPÖ-Klub, fBT) die 
Wasserabgabenordnung wie vorstehend angeführt.  
 
 
3. Beratung und Beschluss betreffend die Festsetzung der Hundeabgabe 
 
Vbgm. Woisetschläger teilt mit:  
 
Die Verordnung über die Erhebung der Hundeabgabe wird wie nachstehend angeführt neu 
erlassen und soll mit 01.01.2026 in Kraft treten: 
 
_______________________________________________________________________ 

 
 

Verordnung über die Erhebung der Hundeabgabe 
 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Traismauer hat in seiner Sitzung am 07.07.2025 
beschlossen, auf Grund der Bestimmungen des NÖ Hundeabgabegesetzes 1979, 
LGBl. Nr. 3702 in der derzeit geltenden Fassung, für das Halten von Hunden eine Abgabe 
wie folgt einzuheben: 
 



 

 

 
1. für Nutzhunde jährlich       €    6,54 pro Hund 

 
2. für Hunde mit erhöhtem Gefährdungspotential und auffällige 

Hunde (§§ 2 und 3 NÖ Hundehaltegesetz) jährlich  € 150,-- pro Hund 
 

3. für alle übrigen Hunde jährlich     €   30,-- pro Hund 
 
 
Wird der Hund während des Jahres erworben, so ist die Hundeabgabe innerhalb eines 
Monats nach dem Erwerb zu entrichten. Für die folgenden Jahre ist die Hundeabgabe 
jeweils bis spätestens zum 15.02. des laufenden Jahres ohne weitere Aufforderung zu 
entrichten. 
 
Diese Verordnung tritt mit 01.01.2026 in Kraft. 
 
Über Antrag von Vbgm. Woisetschläger beschließt der Gemeinderat mit 25 Stimmen 
(SPÖ-Klub, VP-Klub, fBT, P3133) und 3 ablehnenden Stimmen (FPÖ-Klub) die 
Festsetzung der Hundeabgabe wie vorstehend angeführt.  
 
 
4. Beratung und Beschluss betreffend die Festsetzung von Marktstandsgebühren 
 
Vbgm. Woisetschläger teilt mit:  
 
Die Verordnung über die Festsetzung von Marktstandsgebühren wird wie nachstehend 
angeführt neu erlassen und soll mit 01.09.2025 in Kraft treten: 
 

 

VERORDNUNG 
 

über die Festsetzung von Marktstandsgebühren 
 
 
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Traismauer hat in seiner Sitzung am 07.07.2025 
gemäß Finanzausgleichsgesetzes (BGBl. I Nr 168/2023) in der derzeit geltenden Fassung, 
die Marktstandsgebühren wie folgt festgesetzt: 
 
1. Für einen Marktstand je angefangenem Laufmeter………………….…..3,00 EUR. 

 
2. Für Einrichtungen, die nicht als Marktstand gewertet werden können, 
 je angefangenem Quadratmeter……………………………………….…..3,00 EUR. 
 
 
Diese Verordnung tritt mit 1. September 2025 in Kraft. Die Verordnung über die 
Festsetzung von Marktstandsgebühren, im Gemeinderat am 17.11.2004 beschlossen, tritt 
mit Inkrafttreten dieser Verordnung außer Kraft. 
 
Über Antrag von Vbgm. Woisetschläger beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Festsetzung von Marktstandsgebühren wie vorstehend angeführt.  
 
 
 



 

 

5. Beratung und Beschluss betreffend Stadtbücherei 
 
StR. Mag. (FH) Warlich teilt mit:  
Ab 01.09.2025 werden die Entlehnungsgebühren bzw. Nutzungsentgelte der 
Stadtbücherei wie folgt neu festgesetzt: 
 
I. Entlehnungsgebühren Gebühr 
Bücher für Erwachsene €  1,00 
 
Über Antrag von StR. Mag. (FH) Warlich beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Entlehnungsgebühren bzw. Nutzungsentgelte der Stadtbücherei wie vorstehend angeführt.  
 
 
6. Beratung und Beschluss betreffend Aufhebung der Förderrichtlinien 
 
Vbgm. Woisetschläger teilt mit:  
 
Aufgrund des im Gemeinderat am 26.05.2025 beschlossenen Haushalts- 
konsolidierungskonzepts werden nachstehend angeführte Förderrichtlinien mit 
Wirksamkeit 01. Juli 2025 aufgehoben: 
 
a) die in der Sitzung des Gemeinderats vom 05.09.2012 beschlossenen 

Wohnbauförderungsrichtlinien 
 
b) die in der Sitzung des Gemeinderats vom 27.04.2016 beschlossenen Richtlinien für 

die Gewährung einer Wirtschaftsförderung (bereits in Bearbeitung befindliche 
Ansuchen werden noch berücksichtigt) 

 
c) die in der Sitzung des Gemeinderats vom 14.12.2022 beschlossenen Förderrichtlinien 

für klimaschonende und energiesparende Maßnahmen 
 
d) die in der Sitzung des Gemeinderats vom 23.02.2022 beschlossenen Förderkriterien 

für das Semesterticket für Studierende  
 

e) die in der Sitzung des Gemeinderats vom 07.07.2010 beschlossenen Richtlinien für 
die Gewährung von Stipendien für Auslandsstudienaufenthalte 

 
 
Über Antrag von Vbgm. Woisetschläger beschließt der Gemeinderat mit 26 Stimmen 
(SPÖ-Klub, VP-Klub, fBT, P3133, StR. Freißmuth) und 2 ablehnenden Stimmen 
(Gegenstimmen GR. Puchinger, GR. Reisner) die Aufhebung der Förderrichtlinien wie 
vorstehend angeführt.  
 
 
7. Beratung und Beschluss betreffend Kostenbeitrag Frühaufsicht im 

Kindergarten 
 
StR. Mag. (FH) Warlich teilt mit:  
 
In Abänderung zum Gemeinderatsbeschluss vom 26.05.2025 wird ab 01.09.2025 die 
Frühaufsicht in der Zeit von 06:45 – 07:00 Uhr mit einem Kostenbeitrag von € 10,-/Monat  
(inkl. USt.) festgesetzt. 



 

 

Sie muss nicht tageweise angemeldet, sondern kann flexibel, das heißt beliebig an allen 
Wochentagen monatlich genutzt werden. 
 
Die Beiträge ändern sich im Ausmaß des Index der Verbraucherpreise der Bundesanstalt 
Statistik Österreich. Ausgangsbasis ist der VPI 2015, der Monat April 2025. 
Indexänderungen werden erst ab einer Änderung von mindestens 5 % berücksichtigt. Im 
Falle einer Änderung ist der Beitrag auf volle Euro aufzurunden und wird mit dem Beginn 
des folgenden Kindergartenjahres wirksam. 
 
An der Diskussion beteiligen sich GR. Strohdorfer, StR. Mag. Warlich. 
 
Über Antrag von StR. Mag. (FH) Warlich beschließt der Gemeinderat mit 17 Stimmen 
(SPÖ-Klub, fBT, P3133) und 11 ablehnenden Stimmen (Gegenstimmen VP-Klub, FPÖ-
Klub) den Kostenbeitrag Frühaufsicht im Kindergarten wie vorstehend angeführt.  
 

 
8. Beratung und Beschluss betreffend Kostenbeitrag Frühaufsicht in den Schulen 

 
StR. Mag. (FH) Warlich teilt mit:  

 
In Abänderung zum Gemeinderatsbeschluss vom 26.05.2025 wird ab 01.09.2025 die 
Frühaufsicht in der  
VS Gemeinlebarn von 07:00-07:20 Uhr, VS Traismauer von 07:00-07:30 Uhr und in der 
ASO Stollhofen von 07:00-07:35 Uhr   
mit einem Kostenbeitrag von € 10,- /Monat (inkl. USt.) festgesetzt. 
 
Sie muss nicht tageweise angemeldet, sondern kann flexibel, das heißt beliebig an allen 
Wochentagen monatlich genutzt werden. 
 
Der Beitrag ändert sich im Ausmaß des Index der Verbraucherpreise der Bundesanstalt 
Statistik Österreich. Ausgangsbasis ist der VPI 2015, der Monat April 2025. 
Indexänderungen werden erst ab einer Änderung von mindestens  
5 % berücksichtigt. Im Falle einer Änderung ist der Beitrag auf volle Euro aufzurunden und 
wird mit dem Beginn des folgenden Schuljahres wirksam. 
 
An der Diskussion beteiligt sich GR. Puchinger. 
 
Über Antrag von StR. Mag. (FH) Warlich beschließt der Gemeinderat mit 17 Stimmen 
(SPÖ-Klub, fBT, P3133) und 11 ablehnenden Stimmen (Gegenstimmen VP-Klub, FPÖ-
Klub) den Kostenbeitrag Frühaufsicht in den Schulen wie vorstehend angeführt.  

 
 

9. Beratung und Beschluss betreffend Förderung Frühaufsicht und 
Nachmittagsbetreuung in Kindergärten und Schulen 

 
StR. Mag. (FH) Warlich teilt mit:  

 
 

A) Förderung Frühaufsicht in den Schulen 
 
Für Schüler, die mit einem öffentlichen Verkehrsmittel anreisen, wird eine Förderung 
von 50 % des jeweiligen Monatsbeitrages gewährt.  Der geförderte Betrag wird auf volle 



 

 

Euro abgerundet. Voraussetzung ist die Vorlage eines gültigen Jahrestickets. Anträge 
können ab September 2025 gestellt werden. 
 
 
B) einkommensabhängige Förderung der Nachmittagsbetreuung und der Frühaufsicht 
in den Schulen und im Kindergarten 
 
Voraussetzung ist der Hauptwohnsitz in Traismauer sowie der Nachweis eines 
aufrechten Arbeitsverhältnisses aller erziehungsberechtigten Personen im selben 
Haushalt (Hauptwohnsitz Stadtgemeinde Traismauer). 
Der zu bezahlende Betrag wird anhand des gewichteten Pro-Kopf-Einkommens, in 
Relation zum Richtsatz der monatlichen Sozialhilfe (Miete) derzeit € 1.209,01 monatlich 
für eine Person, festgesetzt. 
 
Das gewichtete Pro-Kopf-Einkommen wird errechnet, indem man das 
Familieneinkommen durch den Gewichtungsfaktor der Familie dividiert. 
Der Gewichtungsfaktor der Familie wird durch Addition der Gewichtungsfaktoren der 
einzelnen Familienmitglieder ermittelt: 
 

Familienmitglieder Gewichtungsfaktor 
1. Erwachsener 1,0 (Alleinerziehend: 1,4) 
2. Erwachsener +0,8 
Kind(er) bis 10 Jahre +0,4 
11 bis inkl. 14 Jahre +0,6 
Über 15 Jahre +0,8 (solange Familienbeihilfe 

bezogen wird)  
Das Familieneinkommen ist das monatliche Einkommen aller im Haushalt lebenden 
Familienmitglieder (einschließlich Alimente, Notstandsunterstützung, Arbeitslosengeld, 

… Ausnahme: Familienbeihilfe) … 
 
Der Nachweis erfolgt bei 

• ArbeitnehmerInnen, die nicht zur Einkommenssteuer veranlagt werden, durch 
Vorlage eines aktuellen Einkommensnachweises 

• Personen, die zur Einkommenssteuer veranlagt werden, durch Vorlage des 
Einkommenssteuerbescheides für das letzte veranlagte Kalenderjahr und 
zusätzlich bei unselbstständiger Arbeit auch Lohnzettel für das betreffende 
Kalenderjahr 

• Bei pauschalierten Landwirten der zuletzt festgestellte Einheitswert 
 
Die Reduktion des jeweiligen Betreuungsbetrages beträgt  

• 10 % bei Unterschreitung der Einkommensgrenze bis 10 % 

• 15 % bei Unterschreitung der Einkommensgrenze ab 10,1 % bis 15 % 

• 20 % bei Unterschreitung der Einkommensgrenze ab 15,1 % 
 
Die Richtlinie zur einkommensabhängigen Förderung der Nachmittagsbetreuung gilt ab 
01.02.2026 
 
Ein Antrag ist bei jeder Bedarfsänderung bzw. bei jeder neuen Bedarfserhebung zu 
stellen. 
 
Eventuelle Härtefälle können individuell betrachtet werden. Auf die Förderung besteht kein 
Rechtsanspruch. 
 



 

 

An der Diskussion beteiligt sich GR. Hofmann. 
 
Über Antrag von StR. Mag. (FH) Warlich beschließt der Gemeinderat mit 20 Stimmen 
(SPÖ-Klub, FPÖ-Klub, fBT, P3133) und 8 ablehnenden Stimmen (VP-Klub) die Förderung 
Frühaufsicht und Nachmittagsbetreuung in Kindergärten und Schulen. 
 
Der Zusatzantrag von GR Hofmann – Nach einem Jahr soll eine Evaluierung durchgeführt 
und der Verwaltungsaufwand geprüft werden wird mit 27 Stimmen (SPÖ-Klub, VP-Klub, 
fBT, P3133, StR Freißmuth, GR Puchinger) und 1 ablehnende Stimme (Enthaltung GR 
Reisner) angenommen. 
 
 
10. Beratung und Beschluss betreffend Subvention Elternvereine 
 
StR. Mag. (FH) Warlich teilt mit:  

 
Für das Schuljahr 2024/25 werden folgende ordentliche Subventionen an Elternvereine 
und Elternbeiräte gewährt: 
 

Verein  Subvention 

Elternverein VS Gemeinlebarn € 160,-- 

Elternverein VS Traismauer € 320,-- 

Elternbeirat NÖ Landeskindergarten Ia € 160,-- 

Elternbeirat NÖ Landeskindergarten Ib € 120,-- 

Elternbeirat NÖ Landeskindergarten II € 240,-- 

 
An der Diskussion beteiligen sich GR. Hofmann, GR. Reinwald, StR. Mag. Warlich. 
 
Über Antrag von StR. Mag. (FH) Warlich beschließt der Gemeinderat mit 27 Stimmen 
(SPÖ-Klub, VP-Klub, FPÖ-Klub, P3133) und 1 ablehnenden Stimme (Gegenstimme fBT) 
die Subvention Elternvereine wie vorstehend angeführt.  
 
 
11. Beratung und Beschluss betreffend die Genehmigung von Teilungsplänen und 

die Übernahme von Teilflächen in das Öffentliche Gut bzw. die Ausscheidung 
von Teilflächen aus dem Öffentlichen Gut 

 
StR. Grünstäudl teilt mit:  
 
a) Getreidegasse 
 
Gemäß §4 NÖ. Straßengesetz, LGBL.Nr. 8500 i.d.g.F. und dem Teilungsplan Vermessung 
Schubert ZT-GmbH, GZ. 54000 vom 05.06.2025 KG. Wagram an der Traisen werden die 
darin ausgewiesenen Trennflächen 1 und 2 von Grundstück 127/7 KG. Wagram an der 
Traisen, im Ausmaß von 95 m² und 27 m² kostenlos dem Straßengrundstück der 
Stadtgemeinde Traismauer Parz. Nr. 122/8, EZ 1081 KG. Wagram an der Traisen 
zugeschrieben.  Der Teilungsplan wird genehmigt und der Beschluss kundgemacht. 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Genehmigung von Teilungsplänen und die Übernahme von Teilflächen in das Öffentliche 
Gut bzw. die Ausscheidung von Teilflächen aus dem Öffentlichen Gut 
wie vorstehend angeführt.  
 



 

 

Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Genehmigung von Teilungsplänen und die Übernahme von Teilflächen in das Öffentliche 
Gut bzw. die Ausscheidung von Teilflächen aus dem Öffentlichen Gut 
wie vorstehend angeführt.  
 
 
12. Beratung und Beschluss betreffend Verträge 
 
StR. Grünstäudl teilt mit:  

 
a) Der Löschung des Wiederkaufsrechts gemäß Punkt VIII des Kaufvertrags vom 

06.10.1964 für die Gemeinde Stollhofen betreffend das Grundstück 1701/7, KG 
Stollhofen, wird zugestimmt, da die in Punkt VIII des Vertrags festgelegte Bedingung – 
die Errichtung eines Wohnhauses – erfüllt wurde. Die vorliegende Löschungserklärung 
wird beschlossen. 

 
b) Der Löschung des Wiederkaufsrechts gemäß Punkt VIII des Kaufvertrags vom 

08.11.1966 für die Gemeinde Stollhofen betreffend das Grundstück 107/2, KG 
Stollhofen, wird zugestimmt, da die in Punkt VIII des Vertrags festgelegte Bedingung – 
die Errichtung eines Wohnhauses – erfüllt wurde. Die vorliegende Löschungserklärung 
wird beschlossen. 

 
An der Diskussion beteiligt sich GR. Reinwald. 
 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig die Verträge wie 
vorstehend angeführt.  

 
 

13. Beratung und Beschluss betreffend Grundangelegenheiten 
 
StR. Grünstäudl teilt mit:  
 
a) Zur Bereinigung der Grundstücksgrenzen im Zuge der Endvermessung des 

Hochwasserschutzes an der Taisen sollen gemäß dem Vorabzug des Teilungsplanes 
GZ 12464B-2024 die Trennstücke 24, 26, 27 und 28 im Gesamtausmaß von 92 m² von 
der Stadtgemeinde an die ÖBB übertragen werden. Im Gegenzug soll das Trennstück 
23 im Ausmaß von 52 m² von der ÖBB an die Stadtgemeinde übergehen. Das 
vorliegende Angebot der ÖBB mit einem jeweils festgelegten Kauf- bzw. Verkaufspreis 
von € 153,00 wird beschlossen. 
Für die Bearbeitung sind Bearbeitungsgebühren in Höhe von € 240,00 an die ÖBB zu 
entrichten. 

 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat 27 Stimmen (SPÖ-Klub, 
VP-Klub, FPÖ-Klub ohne GR Puchinger, fBT, P3133) und 1 ablehnende Stimme 
(Stimmenthaltung GR. Puchinger) die Grundangelegenheiten wie vorstehend angeführt.  

 
 
13a) Grundangelegenheiten Mitterndorf 
 
StR. Grünstäudl teilt mit:  
 

Verzichts- und Löschungserklärung 
betreffend das Grundstück Nr. 128/9, EZ 1179, KG Stollhofen (19164) 



 

 

Die Stadtgemeinde Traismauer verzichtet auf sämtliche Rechte aus dem Vorkaufsrecht 
gemäß Punkt 6. des mit der G.E.D. Wohnbau GmbH am 11.06.2024 abgeschlossenen 
Kaufvertrages. 

Wiederkaufsrecht zugunsten der Stadtgemeinde Traismauer 

Das Grundstück Nr. 128/9, EZ 1179, KG 19164 Stollhofen, wird von der G.E.D. Wohnbau 
GmbH an die Gemeinnützige Bau- und Wohnungsgenossenschaft für Mödling veräußert. 
Im Kaufvertrag vom 11.06.2024 wurde zugunsten der Stadtgemeinde Traismauer ein 
Wiederkaufsrecht samt damit verbundener Bauverpflichtung vereinbart. 

Das Wiederkaufsrecht gemäß Punkt 6. des ursprünglichen Kaufvertrages vom 11.06.2024 
bleibt aufrecht und ist Bestandteil des Kaufvertrages zwischen der G.E.D. Wohnbau 
GmbH und der Gemeinnützigen Bau- und Wohnungsgenossenschaft für Mödling (siehe 
Beilage). 

Die diesbezügliche vorliegende Verzichts- und Löschungserklärung wird genehmigt 
 
An der Diskussion beteiligen sich GR. Reinwald, StR. Grünstäudl, GR. Hofmann, StR. 
Haas. 
 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Grundangelegenheiten Mitterndorf wie vorstehend angeführt.  
 
GR. Brandl verlässt die Sitzung.  
 
Der Zusatzantrag von GR Hofmann – Der Kaufpreis vom ursprünglichen Vertrag 
Stadtgemeinde Traismauer – GED soll in diesen Vertrag, zusätzlich zur Beilage, 
aufgenommen werden - wird einstimmig (ohne GR Brandl – nicht anwesend) 
angenommen. 
 
 
14. Beratung und Beschluss betreffend Tiefbauvorhaben 
 
StR. Grünstäudl teilt mit:  
 
a) Die Bauleistungen für die Asphaltierung der Alfred-Bauer Gasse in der KG Wagram 

wird gemäß dem Angebot vom 30.04.2025 zum Preis von 55.445,87 € inkl. Ust. an die 
Firma Swietelsky AG, Industriestraße 1-3, 3134 Nußdorf ob der Traisen vergeben. 

 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig (ohne GR Brandl 
– nicht anwesend) die Tiefbauvorhaben wie vorstehend angeführt.  
 
GR Brandl nimmt an der Sitzung teil.  
 
 
15. Beratung und Beschluss betreffend Vergabe bauliche Maßnahmen VS-

Gemeinlebarn 
 
StR. Grünstäudl teilt mit:  
 

a) Die Arbeiten für den neuen Bodenbelag in der VS Gemeinlebarn 
(Nachmittagsbetreuung) werden gemäß Angebot vom 31.05.2025 zum Preis von 



 

 

3.255,11 € inkl. Ust. an die Firma Raumdesign Haas, Wiener Straße 14, 3133 
Traismauer vergeben. 

 
b) Die Arbeiten für die Fixverglasung (Raumteiler Nachmittagsbetreuung) in der VS 

Gemeinlebarn werden gemäß Angebot vom 08.05.2025 zum Preis von 13.062,00 € 
inkl. Ust. an die Firma Kranawetter&Heiß, Tiroler Straße 7, 3105 St. Pölten-
Unterradlberg vergeben. 
 

c) Die Arbeiten für den Umbau der Eingangstür auf Panikfunktion in der VS 
Gemeinlebarn werden gemäß Angebot vom 17.04.2025 zum Preis von 989,33€ 
inkl. Ust. an die Firma Sicherheitsfachgeschäft Landsteiner GmbH, Hnilickastraße 
9, 3100 St.Pölten vergeben. 

 
Die Punkte a, b und c werden über das Bildungsinvestitionsgesetz „Zweckzuschüsse und 
Förderungen zur Verbesserung der schulischen Infrastrukturen für ganztägige 
Schulformen“ zu 100% gefördert. 
 
Die Punkte a, b und c werden im Nachtragsvoranschlag berücksichtigt. 
 
An der Diskussion beteiligt sich StR. Mag. Warlich. 
 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig die Vergabe der 
baulichen Maßnahmen VS-Gemeinlebarn wie vorstehend unter a) bis c) angeführt.  
 
 
16. Beratung und Beschluss betreffend Verpachtungen 

 
StR. Grünstäudl teilt mit:  

 
Die Richtlinien aus dem im Jahr 2010 betreffend dem Abschluss von Bestandsverträgen 
(Verpachtungen) werden mit Wirksamkeit 01.10.2025 unter Punkt C wie folgt abgeändert: 
 
 

 

Richtlinien betreffend den Abschluss von Bestandsverträgen 
(Verpachtungen) 

 
 
Beschlossen in der Sitzung des Gemeinderates vom 07.07.2025 
 
Punkt C) landwirtschaftlich genutzte Grundstücke 
 
Das Pachtjahr für landwirtschaftlich genutzte Grundstücke beginnt jeweils am 01.10. und 
endet am 30.09. des folgenden Jahres. 
 
bei Kategorie I € 400,00/Pachtjahr und ha 
bei Kategorie II € 500,00/Pachtjahr und ha 
bei Kategorie III € 600,00/Pachtjahr und ha 
 
 
Die Verpachtung von Grundstücken, die nicht unter die Punkte A bis F fallen, bleibt dem 
Gemeinderat vorbehalten. 



 

 

Die Pachtverträge sollen unbefristet mit zumindest einer jährlichen Kündigungsmöglichkeit 
seitens des Verpächters abgeschlossen werden. Weiters sollen die Verträge eine Klausel 
enthalten, dass bei kurzfristigem Eigenbedarf (z.B. als Tauschfläche) der Vertrag gegen 
eine allenfalls anfallende entsprechende Entschädigung als beendet gilt. 
Für die Pachtentgelte für Punkt C gilt Wertbeständigkeit gemäß dem vom 
Österreichischen Statistischen Zentralamt monatlich verlautbarten API 2020 oder dem an 
seine Stelle tretenden Index. Ausgangsbasis für diese Wertsicherung ist die für den Monat 
April 2025 verlautbarte Indexzahl. Die Indexanpassung erfolgt dann jeweils aufbauend auf 
die für den Monat April der Folgejahre verlautbarte Indexzahl. Eine Indexanpassung erfolgt 
daher für die Verpachtungen gemäß dem Punkten C erstmals für das Pachtjahr 
2025/2026. 
 
An der Diskussion beteiligt sich GR. Hofmann. 
 
Über Antrag von StR. Grünstäudl beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Verpachtungen wie unter Punkt C) angeführt.  

 
StR. Mag. (FH) Warlich und StR. Kaiser verlassen die Sitzung  

 
 

17. Beratung und Beschluss betreffend Benützungsübereinkommen EKIZ 
Traismauer 
 

StR. Mehmedovic teilt mit:  
 

Das Benützungsübereinkommen für das Eltern-Kind-Zentrum Traismauer Zwergenstube, 
beschlossen in der GR Sitzung vom 27.04.2021 wird durch das beiliegende 
Benützungsübereinkommen abgeschlossen zwischen der Stadtgemeinde Traismauer und 
der Obfrau des Vereins Eltern-Kind-Zentrum Traismauer Zwergenstube, Stollhofener 
Hauptstraße 37a, mit einem jährlichen Entgelt von € 2.000,-- /Jahr (€ 1.400 Miete, € 600 
Betriebskosten), beginnend ab 01.09.2025 ersetzt. 
 
An der Diskussion beteiligen sich GR. Strohdorfer, StR. Mehmedovic, GR. Wallnberger, 
StR. Kaiser, StR. Haas, GR. Hofmann, StR. Grünstäudl, GR. Reinwald. 
 
Über Antrag von StR. Mehmedovic beschließt der Gemeinderat mit 24 Stimmen (SPÖ-
Klub, VP-Klub, FPÖ-Klub) und 2 ablehnenden Stimmen (1 Gegenstimme fBT; 1 
Stimmenthaltung P3133) (ohne StR Kaiser, StR Warlich – nicht anwesend) 
das Benützungsübereinkommen EKIZ Traismauer wie vorstehend angeführt.  
 
Der Zusatzantrag von GR Hofmann – Die tatsächlichen Betriebskosten sollen evaluiert, 
die Aufteilung der Nutzung zwischen der ASO Stollhofen und dem Verein festgestellt und 
die Verrechnung der anteiligen Betriebskosten mit dem Verein vereinbart werden - mit 23 
Stimmen (SPÖ-Klub ohne Vbgm. Woisetschläger, GR Mucha, VP-Klub, FPÖ-Klub ohne 
GR Puchinger, fBT, P3133) und 3 ablehnenden Stimmen (Stimmenthaltungen Vbgm. 
Woisetschläger, GR Mucha, GR Puchinger) (ohne StR Kaiser, StR Warlich – nicht 
anwesend) angenommen. 
 
StR. Mag. (FH) Warlich und StR. Kaiser nehmen an der Sitzung wieder teil. 

 
 

18. Beratung und Grundsatzbeschluss betreffend Erweiterung Gemeindeverband 
Musikschule Unteres Traisental und Umbenennung 



 

 

StR. Mag. Rauscher, MA teilt mit.  
 
Grundsatzbeschluss: 
 
Die Stadtgemeinde Traismauer beschließt, mit der Marktgemeinde Nußdorf ob der Traisen 
und der Gemeinde Sitzenberg-Reidling die Stadtgemeinde Herzogenburg, die Gemeinde 
Perschling, die Marktgemeinde Würmla und die Marktgemeinde Kapelln an der Perschling 
in den bestehenden Musikschulverband Musikschule Unteres Traisental, vorbehaltlich der 
Aufnahme des Landes Niederösterreich im Musikschulplan, aufzunehmen. Der 
Musikschulverband Unteres Traisental wird nach Aufnahme der genannten Gemeinden in 
Musikschulverband Musikschule NÖ Mitte umbenannt. Die neuen Satzungen sind 
fristgerecht zu erstellen. 
 
Über Antrag von StR. Mag. Rauscher, MA beschließt der Gemeinderat einstimmig die 
Erweiterung Gemeindeverband Musikschule Unteres Traisental und Umbenennung wie 
vorstehend angeführt. 
 
 
18a) Grundsatzbeschluss für den Baumschutz in der Stadtgemeinde (Verordnung 
entsprechend dem § 15 des NÖ. Naturschutzgesetzes) 
 
StR. Ing. Haas teilt mit:  
 
Die langanhaltende Trockenheit, die spürbaren Auswirkungen des Klimawandels haben 
die Bedeutung der Bäume, des Waldes wieder offensichtlich gemacht. Es erscheint 
notwendig, Maßnahmen des Baumschutzes zu ergreifen.  
 
„Bäume sorgen für ein gesundes Klima in der Stadt, verringern die Luftverschmutzung und 
dienen gleichzeitig als Lärmschutz. Bäume produzieren nicht nur Sauerstoff, sondern 
binden auch klimaschädliches CO2 aus der Luft und bremsen den fortschreitenden 
Klimawandel.  
 
Ziel des Baumschutzes in der Stadtgemeinde ist es, die heimische Artenvielfalt, das 
örtliche Kleinklima und eine gesunde Wohnumwelt für die Bevölkerung aufrecht zu 
erhalten und zu verbessern und das typische Orts-, Straßen- und Landschaftsbild zu 
sichern.“ 
 
Im Ausschuss für Ortsbildpflege und Tourismus wurde darüber bereits beraten und die 
Umsetzung befürwortet. 
 
An der Diskussion beteiligen sich Bgm. Pfeffer, StR. Mag. Warlich, GR. Hofmann, GR. 
Wallnberger, GR. Brandl, GR, StR. Kaiser, StR. Rauscher. 
 
Antrag: Der Gemeinderat wolle beschließen: „Der Gemeinderat beabsichtigt den 
Beschluss einer Verordnung für den Baumschutz im gesamten Gemeindegebiet.“ 
 
Der Beschluss erfolgt mit der Ergänzung des Bürgermeisters, dass sich die beiden 
Ausschüsse Bildung und Umwelt und Ortsbildpflege und Tourismus mit dieser Thematik 
befassen sollen. 
 
Über Antrag von StR. Ing. Haas beschließt der Gemeinderat einstimmig den 
Grundsatzbeschluss für den Baumschutz in der Stadtgemeinde (Verordnung 
entsprechend dem § 15 des NÖ. Naturschutzgesetzes). 


